
Richtlinie
über die Gewährung eines Treuegeldes für ver.di-
Mitglieder, d_ie am 02.07,20CI der Gründungsge-
werkschaft öTV zuzuordnen waren

Zuletzt geänclert dr-rrch den Gewerkschaftsrat in seiner 5rtzung am 29 /30 September 2010
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Anlage 1

§ '15 ÖW-Satzung

Mitgliedern wird, nach mindestens fünfzehnjähriger ununterbrochener Mitglied-
schaft zum Zeitpunkt des Beginns von Altersrenten oder Ruhegehältern wegen der
Erreich u n g einer gesetzl ichen Lebensaltersgrenze, ein Treuegeld geza h lt.

Der Berechnung werden die im letzten Kalenderjahrvor Beginn des Eintritts in die
gesetzlichen Altersbezüge gemäß § B Ziffer 2a) entrichteten Beiträge zugrunde ge-
Iegt.

ln Fällen, in denen im Berechnungszeitraum Beiträge gemäß § BZiffer 2b,t6r*.rr,
entrichtet wurden, wird der Berechnungszeitraum so lange zurückverlegt, bis zwölf
Beiträge gemäß § B Ziffer 2a) berücksichtigt werden können:

Als Treuegeld wird bezahlt:

nach 1 5 Jahren Mitgliedschaft der 1 Sfache,
nach 20 Jahren Mitgliedschaft der 2Ofache

durchschnittliche Monatsbeitrag gemäß Ziffer 2.

Stirbt ein Mitglied nach mindestens fünfzehnjähriger ununterbrochener Mitglied-
schaft vor lnanspruchnahme des Treuegeldes, erhalten die Angehörigen den nach
Tiffer 4 zustehenden Treuegeldbetrag, wenn Leistungen nach § 16 Abschnitt loder
nach § 17 nicht beansprucht werden können.

Das Treuegeld ist spätestens zwölf Monate nach Vorliegen der Voraussetzungen in
der zuständigen Kreisverwaltung zu beantragen.

Diese Treuegeldregelung tritt am 01. luli 1997 in Kraft. Das Nähere, wie Ausnah-
men, Auslegungs- und Verfahrensfragen, regelt der Hauptvorstand in Richt[nien.

Anlage 2

§ B ÖTV-Satzung

Jedes Mitglied rst verpflichtet, satzungsoemäßen Beitrag zu zah{en Der Beitrag ist in
der Regel monatlrch zr-r errtrichten.

Der Bertrag beträgt:

f r,rr vollbeschäf ligte, teilzeitbeschäftigte und rn AusbildLrnq stehende Mitglieder ein
Prozent des regelmäßigen Bruttoverdienstes.

Nrcht zum Bruttoverdienst rechnen: Kinderzuschläge und famrlrenbezogene Bestand-
teile, Beträge, die f ür Übersti-rrrden, als Zertzusctrläge, f ür Erschivernisse, Gefahren,
Aufwendungen oder ähnliches gezahlt werden



fur Arbeitsiose, Mitglleder ohtre Arbeitseinkomrren und Mitgliecler, ciie wegen Ar'-
beitsunfährgkeit ausgesteuert sind, 1 DM.
fur Rentnei.it-tnen [:zw. Rentner, Pensionärinrren bzw Fensionäre, f ur Mitglieder, die
aufgrund eines Tarifvertrages oder Einzelvertrages endgultig aus dem Arbeitsleben
ausgeschieden sind, und fur Kranke, die nur Krankengeld beziehen,0,5 prozent des
regelr-näßige n Bruttoeinkommens aus dem Gesamteinkommen, das seinen Ursprung
aus einem Arbeits-, Dienst- oder Amtsverhältnis hat.

lst der motratliche Brr:ttoverdrenst der Kreisverwalt,lnq nrcht bekannt, so setzt diese
einen Beitrag in Höhe des von rhr qeschätzten Bruttoverdrenstes cles Ivlitgliedes fest
Der so ernrittelte Beitrag ist dern Mitglied mitzuterlen Er gilt solange, l--is das Mit-
gl led der Kreisverwa ltu ng gegen uber sei nen tatsachl ichen Br uttovercl renst nachge-
r,viesen hat.

Höherer f rerwilliger Bettrag kann geleistet werden

Die Beitragspf lrcht ruht r,vährend der Ableistung des wehrdienstes oder des
Zrvild ienstes

Anlage 3

-^\-,^
§ 9 U tV'-SatzUnq

Die ÖTV gewährt ihren N,zlrtglredern unter clen in den §§ 1O brs I6 festgelegten Vor-
aussetzunqen auf Antrag folgerrde Leisturngen.

- Rechtssch utz,
- Unterstützung bei Streik und Maßregelungen,
- Unterstutzung bei Haft wegen gewerkschaftlicher Tätigkeit,
- Unterstutzung in außergewohnlichen Notlagen,
- Sonderunterstützunq1,
- Treuegeld,
- Sterbegeld ber einem tödliihen Betriebs- oder Dienstrinfall

Alle Leistungen sind freiwillig, ern Rechtsanspruch darauf besteht nicht

Ein tt"4itglied karn Leistr-rngen nur erhalten, wenn es rnit setnen satzungsgemäBen
Beiträgen (§ B Nr 2) auf dem Laufenden ist.

Nach Erngang einerAustrittserklärung im Sinne des § 5 Buchstabe a)wrrcl Treuegeld
nach § 15 nicht mehr qe,,vährt

Das Nähere regelt der Hauptvorstand in Richtlinien oder Geschäftsani,veisungen.
Über die Gewährung von Leistungen entscheiclet in Zwerfelsfällen der geschlfts-
f uh rende Hauptvorstand.
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